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PRESSEMITTEILUNG  

DGP zu Sterbehilfe-Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts: „Schritt in die falsche Richtung“ 
 
Berlin, 3.3.2017. Das Bundesverwaltungsgericht hat entschieden, dass in Extremfällen schwer und un-
heilbar kranken Patienten der Zugang zu einem Betäubungsmittel in tödlicher Dosierung nicht ver-
wehrt werden darf.  Das Bundesamt für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM) hatte dies 2005 für 
eine Patientin mit Querschnittslähmung abgelehnt, weil eine Erlaubnis mit dem Ziel der Selbsttötung 
nach dem Betäubungsmittelgesetz nicht möglich sei.  
  
Die Deutsche Gesellschaft für Palliativmedizin e.V. (DGP) lehnt eine solche Freigabe auch in Einzelfällen 
klar ab. Schon der zugrunde liegende Fall zeigt deutlich die Probleme solcher Regelungen auf. Dazu 
Prof. Dr. Lukas Radbruch, Präsident der Deutschen Gesellschaft für Palliativmedizin: „Die querschnitts-
gelähmte Patientin hätte jederzeit die Beendigung der künstlichen Beatmung - unter angemessener 
Sedierung zur Symptomkontrolle - einfordern und damit das Sterben zulassen können. Warum war hier 
die Not so groß, dass ein tödliches Medikament eingefordert wurde?“ 
  
Das Urteil lässt viele Fragen offen. Wer soll beurteilen, ob die Leidenssituation unerträglich und ob die 
Betroffenen ihre Entscheidung frei und ernsthaft getroffen haben? Wie kann verhindert werden, dass 
Schwerstkranke eine solche Entscheidung treffen in einer (behandelbaren) Depression oder weil sie 
ihren Angehörigen nicht zur Last fallen wollen? 
  
In der Versorgung von Schwerstkranken und Sterbenden werden Palliativmediziner immer wieder mit 
Sterbewünschen ihrer Patienten konfrontiert. Die tägliche Praxis zeigt aber, dass dies oft der Wunsch 
nach einem Gespräch ist, nach alternativen Angeboten und nach einem gemeinsamen Aushalten der 
bedrückenden Situation.  
  
Die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts, für diese leidenden Menschen den Zugang zu tödli-
chen Medikamenten zu gewähren, ist aus der Sicht der DGP ein Schritt in die falsche Richtung.  
 
DGP im Deutschen Ärzteblatt (Feb 2017):„Verbot der geschäftsmäßigen Förderung der Selbsttötung: Balanceakt in der Palliativmedizin“ 
https://www.aerzteblatt.de/archiv/186377/Verbot-der-geschaeftsmaessigen-Foerderung-der-Selbsttoetung-Balanceakt-in-
der-Palliativmedizin 
 
DGP im Deutschen Ärzteblatt (Jan 2014): „Ärztlich assistierter Suizid: Hilfe beim Sterben – keine Hilfe zum Sterben“ 

https://www.aerzteblatt.de/archiv/152921 
 

Kontakt: Karin Dlubis-Mertens, DGP-Öffentlichkeitsarbeit, redaktion@palliativmedizin.de, Tel: 030/301010013 

https://www.aerzteblatt.de/archiv/186377/Verbot-der-geschaeftsmaessigen-Foerderung-der-Selbsttoetung-Balanceakt-in-der-Palliativmedizin
https://www.aerzteblatt.de/archiv/186377/Verbot-der-geschaeftsmaessigen-Foerderung-der-Selbsttoetung-Balanceakt-in-der-Palliativmedizin
https://www.aerzteblatt.de/archiv/152921

